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Änderungshistorie: 

 
 
Ordnungsbehördliche Verordnung über die Aufrechterhaltung der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung im Gebiet der Stadt Porta Westfalica vom 26.02.2001 
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Präambel 
 
Aufgrund der §§ 27 I, IV 1; 31 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ord-
nungsbehörden - Ordnungsbehördengesetz (OBG) – in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13.05.1980 (GV. NW. Seite 528 / SGV NW 2060) zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 20.12.1994 (GV. NW. Seite 1115) wird von der Stadt Porta West-
falica als örtliche Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der Stadt Porta 
Westfalica vom 26.02.2001 für das Gebiet der Stadt Porta Westfalica folgende Ver-
ordnung erlassen: 
 
 

§ 1 
Begriffsbestimmungen 

 

Datum der Satzung 
bzw. Änderung 

Änderungen 
§§ 

Tag des 
Inkrafttretens 

         26.02.2001               01.03.2001 
         30.05.2011             5, 18              23.06.2011 
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(1) Verkehrsflächen im Sinne dieser Verordnung sind alle dem öffentlichen Ver-
kehr dienenden Flächen ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse. 

 
(2) Zu den Verkehrsflächen gehören insbesondere Straßen, Fahrbahnen, Wege, 

Gehwege, Radwege, Bürgersteige, Plätze, Seiten-, Rand- und Sicherheits-
streifen, Böschungen, Rinnen und Gräben, Brücken, Unterführungen, Treppen 
und Rampen vor der Straßenfront der Häuser, soweit sie nicht eingefriedet 
sind. 

 
(3) Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind ohne Rücksicht auf die Eigentums-

verhältnisse insbesondere alle der Allgemeinheit zur Nutzung zur Verfügung 
stehenden oder bestimmungsgemäß zugänglichen 

 
1. Grün-, Erholungs-, Spiel- und Sportflächen, Waldungen, Garten, Fried-

höfe sowie die Ufer und Böschungen von Gewässern; 
2. Ruhebänke, Toiletten-, Kinderspiel- und Sporteinrichtungen, Fern-

sprecheinrichtungen, Wetterschutz- und ähnliche Einrichtungen; 
3. Denkmäler und unter Denkmalschutz stehende Baulichkeiten, Kunstge-

genstände, Standbilder, Plastiken, Anschlagtafeln, Beleuchtungs-, Ver-
sorgungs-, Kanalisations-, Entwässerungs-, Katastrophenschutz- und 
Baustelleneinrichtungen sowie Verkehrsschilder, Hinweiszeichen und 
Lichtzeichenanlagen.  

 
 

§ 2 
Allgemeine Verhaltenspflicht 

 
(1) Auf Verkehrsflächen und in Anlagen hat sich jeder so zu verhalten, dass ande-

re nicht gefährdet, geschädigt oder mehr als nach den Umständen unver-
meidbar behindert werden. Die Benutzung der Verkehrsflächen und Anlagen 
darf nicht vereitelt oder beschränkt werden.  

 
(2) Absatz 1 findet nur insoweit Anwendung, als die darin enthaltenen Verhal-

tenspflichten und Benutzungsgebote nicht der Regelung des Verkehrs im Sin-
ne der Straßenverkehrsordnung auf Verkehrsflächen und in Anlagen dienen. 
Insoweit ist § 1 II StVO einschlägig. 

 
 

§ 3 
Schutz der Verkehrsflächen und Anlagen 

 
Es ist untersagt, 
 

1. in den Anlagen und auf Verkehrsflächen unbefugt Sträucher und Pflanzen aus 
dem Boden zu entfernen, zu beschädigen oder Teile davon abzuschneiden, 
abzubrechen, umzuknicken oder sonstwie zu verändern; 

2. in den Anlagen und auf Verkehrsflächen unbefugt Bänke, Tische, Einfriedun-
gen, Spielgeräte, Verkehrszeichen, Straßen- und Hinweisschilder und andere 
Einrichtungen zu entfernen, zu versetzen, zu beschädigen, zu beschmutzen, 
zu bemalen oder anders als bestimmungsgemäß zu nutzen;  

3. in den Anlagen zu übernachten; 
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4. Sperrvorrichtungen und Beleuchtungen zur Sicherung von Verkehrsflächen 
und Anlagen unbefugt zu beseitigen, zu beschädigen oder zu verändern sowie 
Sperrvorrichtungen zu überwinden; 

5. Hydranten, Straßenrinnen und Einflussöffnungen oder Straßenkanäle zu ver-
decken oder ihre Gebrauchsfähigkeit sonst wie zu beeinträchtigen;  

6. gewerbliche Betätigungen, die einer Erlaubnis nach § 55 II GewO bedürfen, 
vor öffentlichen Gebäuden, insbesondere vor Kirchen, Schulen und Friedhö-
fen im Einzugsbereich von Ein- und Ausgängen auszuüben.  

Die Vorschriften des Straßen- und Wegegesetzes Nordrhein-Westfalen und die auf-
grund dieses Gesetzes ergangenen Satzungen bleiben hiervon unberührt. 
 
 

§ 4 
Verunreinigungsverbot 

 
(1) Jede Verunreinigung der Verkehrsflächen und Anlagen ist untersagt.  

Unzulässig ist insbesondere 
1. das Wegwerfen und Zurücklassen von Unrat, Lebensmittelresten, Pa-

pier, Glas, Konservendosen oder sonstiger Verpackungsmaterialien 
sowie von scharfkantigen, spitzen, gleitfähigen oder anderweitig gefähr-
lichen Gegenständen; 

2. das Klopfen und Ausschütteln von Teppichen, Tüchern, Kleidern, Pols-
tern, Betten und ähnlichen Gegenständen innerhalb der geschlossenen 
Ortschaften aus offenen Fenstern und von Balkonen nach der Straßen-
seite hin, sofern sie weniger als 3 m von der Straße entfernt liegen.  

 
(2) Hat jemand öffentliche Verkehrsflächen oder öffentliche Anlagen – auch in 

Ausübung eines Rechts oder einer Befugnis – verunreinigt oder verunreinigen 
lassen, so muss er unverzüglich für die Beseitigung dieses Zustandes sorgen. 
Insbesondere haben diejenigen, die Waren zum sofortigen Verzehr anbieten, 
Abfallcontainer aufzustellen und die Rückstände einzusammeln. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 finden nur Anwendung, soweit durch die Verunreinigun-

gen nicht der öffentliche Verkehr erschwert wird und somit § 32 StVO nicht 
anwendbar ist.  

 
 

§ 5 
Tiere 

 
(1) Wer auf öffentlichen Verkehrsflächen und in Anlagen Hunde oder andere Tiere 

mit sich führt, hat dafür zu sorgen, dass sie Personen nicht gefährden, Sachen 
nicht beschädigen und Verkehrsflächen und Anlagen nicht beschmutzen. 

 
(2) In den Anlagen sind Hunde an der Leine zu führen.  

 
(3) Auf öffentlichen Verkehrsflächen dürfen Hunde nicht ohne Aufsicht gelassen 

werden.  
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(4) Katzenhalter/innen, die ihrer Katze Zugang ins Freie gewähren, haben diese 
zuvor von einem Tierarzt kastrieren zu lassen. Dies gilt nicht für weniger als 5 
Monate alte Katzen. 

 
(5) Katzen sind mittels Mikrochip zu kennzeichnen und bei einem zentralen Haus-

tierregister anzumelden.  
 

(6) Als Katzenhalter/in im vorstehenden Sinne gilt auch, wer als Nichtkatzenbesit-
zer/in frei laufenden Katzen regelmäßig Futter zur Verfügung stellt. 

 
(7) Ausnahmen von der Kastrationspflicht müssen bei der Ordnungsbehörde be-

antragt werden. Eine Ausnahmegenehmigung wird nur erteilt, wenn ein be-
sonderes privates Interesse nachgewiesen wird. Züchter müssen die Abgabe 
der Tiere dokumentieren und die Dokumentation mindestens 10 Jahre aufbe-
wahren. 

 
 

§ 6 
Brauchtumsfeuer 

 
(1) Das Abbrennen von Feuern, die auf überliefertem Brauchtum beruhen (Oster-

feuer), ist nur im Rahmen öffentlicher Veranstaltungen gestattet und erlaub-
nispflichtig. Pro Stadtteil sind maximal 3 Osterfeuer genehmigungsfähig. Bei 
mehr als 3 Antragstellern entscheidet der örtlich zuständige Bezirksausschuss 
über die Genehmigungsvergabe. 

 
(2) Das Abbrennen ist beim Fachbereich Zentrale Dienste und öffentliche Ord-

nung – Sachgebiet Sicherheit und Ordnung – spätestens 8 Wochen vorher un-
ter Vorlage eines Lageplanes schriftlich zu beantragen. Eine volljährige ver-
antwortliche Aufsichtsperson ist dabei zu benennen. 

 
(3) Für das jeweilige Brauchtumsfeuer dürfen nur pflanzliche Abfälle wie Stroh, 

Schlagabraum, Schnittholz oder ähnliches verwendet werden. Zum Schutz der 
Kleintiere ist das Feuerungsmaterial am Tage des Verbrennens umzuschich-
ten. Zur Verhinderung von Nestbau und Brutbeginn von Vögeln sind Maß-
nahmen, wie das Anbringen von Aluminiumbändern o. ä. zu treffen. Die Holz-
stöße sollen eine Höhe von 3,00 m und einen Durchmesser von 6 m nicht 
überschreiten. 

 
(4) Der Verbrennungsvorgang ist so zu steuern, dass Gefahren, Nachteile oder 

erhebliche Belästigungen durch Luftverunreinigungen, insbesondere durch 
Rauchentwicklung, nicht eintreten können und ein Übergreifen des Feuers 
durch Ausbreiten der Flammen oder Funkenflug über den Verbrennungsort 
hinaus verhindert wird.  

 
(5) Der Bürgermeister kann dem Veranstalter jederzeit Auflagen zum Schutz ge-

gen schädliche Umwelteinwirkungen oder gegen allgemeine Gefahren, die 
vom Abbrennplatz ausgehen können, erteilen. 

 
 

§ 7 
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Abfallbehälter / Sammelbehälter 
 

(1) Im Haushalt oder in Gewerbebetrieben angefallener Müll darf nicht in Abfall-
behälter gefüllt werden, die auf Verkehrsflächen oder in Anlagen aufgestellt 
sind. 

 
(2) Das Einbringen von gewerblichem Recyclingmüll in Sammelbehälter, die in 

Anlagen oder auf Verkehrsflächen aufgestellt sind, ist verboten. 
 

(3) Das Abstellen von Dosen, Glas, Papier, Sperrmüll oder dergleichen neben 
Recyclingcontainern ist verboten. 

 
(4) Die gefüllten Abfallbehälter dürfen frühestens am Abend vor der Entleerung 

durch die Müllabfuhr bereitgestellt werden. Dabei ist darauf zu achten, dass 
eine Störung der öffentlichen Ordnung ausgeschlossen ist. Nach der Entlee-
rung sind die Müllbehälter unverzüglich von der Straße zu entfernen. Es ist 
verboten, explosive, feuergefährliche oder giftige Stoffe in die Abfallbehälter 
einzufüllen. Die für die Sperrgutabfuhr bereitgestellten Gegenstände sind so 
zu verpacken, dass eine Behinderung des Verkehrs und eine Verunreinigung 
der Straße ausgeschlossen ist. Nicht von der Sperrgutabfuhr mitgenommene 
Gegenstände müssen umgehend, spätestens jedoch bis zum Einbruch der 
Dunkelheit, von der Straße entfernt werden. 

 
(5) Verunreinigungen durch nicht abgeholte Haushaltsabfälle, sperrige Abfälle, 

Altstoffe und Gartenabfälle sind vom Bereitsteller unverzüglich und schadlos 
zu beseitigen. 

 
(6) Die Absätze 1 bis 5 finden nur Anwendung, soweit durch die Verunreinigun-

gen nicht der öffentliche Verkehr erschwert wird und somit § 32 StVO an-
wendbar ist. 

 
 

§ 8 
Reinigen von Kraftfahrzeugen 

 
(1) Auf Verkehrsflächen und in Anlagen dürfen Kraftfahrzeuge und andere Ge-

genstände nicht gewaschen oder gereinigt werden, wenn dadurch Verunreini-
gungen hervorgerufen werden können.  

 
(2) Das Reinigen oder Absprühen von Motoren, der Unterseite von Kraftfahrzeu-

gen oder sonstiger öliger Gegenstände sowie die Vornahme eines Ölwechsels 
ist auf den Verkehrsflächen und in den Anlagen verboten. 

 
 

§ 9 
Aufstellen von Wohnwagen, Zelten, Hütten 

 
Fahrbare oder nicht fahrbare Wohnwagen, Zelte, Hütten oder ähnliche nicht fest mit 
dem Erdboden verbundene Wohngelegenheiten dürfen zum Zwecke der dauernden 
oder vorübergehenden Niederlassung von Personen nur auf den hierfür vorgesehe-
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nen öffentlich-rechtlich genehmigten und als solche gekennzeichneten Camping- 
oder Zeltplätzen aufgestellt werden.  
 
 

§ 10 
Auf- und Abstellen von Verkaufswagen 

 
(1) Das Auf- und Abstellen von Verkaufswagen in Anlagen ist verboten.  

 
(2) Ausnahmen können in Einzelfällen gestattet werden, wenn dies dem öffentli-

chen Interesse, z. B. zur Deckung des Freizeitbedarfs der Bevölkerung, dient.  
 
 

§ 11 
Benutzung der Anlagen 

 
(1) Die Anlagen sind schonend zu behandeln. 

 
(2) Anlagen dürfen nur ihrer Zweckbestimmung entsprechend genutzt werden. 

Vorübergehende Nutzungseinschränkungen auf Hinweistafeln sind zu beach-
ten. 

 
(3) Das Abstellen von Gegenständen und das Lagern von Materialien, insbeson-

dere auf Grünflächen ist unzulässig. 
 
 

§ 12 
Kinderspielplätze 

 
(1) Kinderspielplätze dienen nur dem Aufenthalt von Kindern bis zum Alter von 14 

Jahren, soweit nicht durch Schilder eine andere Altersgrenze festgelegt ist. 
Außer ihnen dürfen dort nur Erziehungsberechtigte und Aufsichtspersonen 
anwesender Kinder verweilen. Die Benutzung der Plätze geschieht auf eigene 
Gefahr.  

 
(2) Das Fußballspielen auf den Kinderspielplätzen ist verboten, es sei denn, dass 

hierfür besondere Flächen ausgewiesen sind.  
 

(3) Der Genuss alkoholhaltiger Getränke ist auf Kinderspielplätzen verboten.  
 

(4) Der Aufenthalt auf den Kinderspielplätzen ist nur tagsüber bis zum Einbruch 
der Dunkelheit erlaubt.  

 
(5) Auf Kinderspielplätzen dürfen Tiere nicht mitgeführt werden.  

 
 

§ 13 
Schutzvorkehrungen 
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(1) Schneeüberhang sowie Eiszapfen an Gebäuden, insbesondere an Dachrin-
nen, sind von den Ordnungspflichtigen zu entfernen, wenn Personen oder Sa-
chen ansonsten gefährdet werden können.  

 
(2) Blumentöpfe und –kästen sind gegen Herabstürzen zu sichern.  

 
(3) Frisch gestrichene, öffentlich zugängliche Gegenstände und Flächen sind 

durch einen auffallenden Hinweis kenntlich zu machen.  
 
 

§ 14 
Hausnummern 

 
(1) Jedes Haus ist vom Eigentümer oder Nutzungsberechtigten auf eigene Kosten 

mit der dem Grundstück zugeteilten Hausnummer zu versehen; die Haus-
nummer muss von der Straße erkennbar sein und lesbar erhalten werden.  

 
(2) Die Hausnummer ist unmittelbar neben dem Haupteingang deutlich sichtbar 

anzubringen. Liegt der Haupteingang nicht an der Straßenseite, so ist sie an 
der zur Straße gelegenen Hauswand oder Einfriedung des Grundstücks, und 
zwar an der dem Haupteingang zunächst liegenden Hauswand anzubringen. 
Ist ein Vorgarten vorhanden, der das Wohngebäude zur Straße hin verdeckt 
oder die Hausnummer nicht erkennen lässt, so ist sie an der Einfriedung ne-
ben dem Eingangstor bzw. der Eingangstür zu befestigen, ggf. separat anzu-
bringen.  

 
(3) Bei Umnummerierung darf das bisherige Hausnummernschild während einer 

Übergangszeit von einem Jahr nicht entfernt werden. Es ist mit roter Farbe so 
durchzustreichen, dass die alte Nummer noch deutlich lesbar bleibt.  

 
 

§ 15 
Werbung, Wildes Plakatieren 

 
(1) Es ist verboten, auf Verkehrsflächen und in Anlagen – insbesondere an Bäu-

men, Haltestellen und Wartehäuschen, Strom- und Ampelschaltkästen, Licht-
masten, Signalanlagen, Verkehrszeichen und sonstigen Verkehrseinrichtun-
gen, an Abfallbehältern und Sammelcontainern und an sonstigen für diese 
Zwecke nicht bestimmten Gegenständen und Einrichtungen – sowie an den im 
Angrenzungsbereich zu den Verkehrsflächen und Anlagen gelegenen Einfrie-
dungen, Hauswänden und sonstigen Einrichtungen und Gegenständen Flug-
blätter, Druckschriften, Handzettel, Geschäftsempfehlungen, Veranstal-
tungshinweise und sonstiges Werbematerial anzubringen, zu verteilen oder 
zugelassene Werbeflächen durch Überkleben, Übermalen oder in sonstiger 
Art und Weise zu überdecken. 

 
(2) Ebenso ist es untersagt, die in Abs. 1 genannten Flächen, Einrichtungen und 

Anlagen zu bemalen, zu besprühen, zu beschriften, zu beschmutzen oder in 
sonstiger Weise zu verunstalten. 
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(3) Das Verbot gilt nicht für von der Stadt genehmigte Nutzungen, für von der 
Stadt konzessionierte Werbeträger sowie für bauaufsichtsrechtlich genehmigte 
Werbeanlagen. Solche Werbeanlagen dürfen jedoch in der äußeren Gestal-
tung nicht derart vernachlässigt werden, dass sie verunstaltend wirken. 

 
 

§ 16 
Wahrung der Mittagsruhe 

 
(1) In Wohn- und Kleinsiedlungsgebieten ist in der Zeit von 13.00 Uhr bis 15.00 

Uhr (allgemeine Ruhezeit) jede Tätigkeit untersagt, die mit besonderer Lärm-
entwicklung verbunden ist und die allgemeine Ruhezeit stören könnte. Als sol-
che Tätigkeiten geltend insbesondere  

 
1. der Gebrauch von Rasenmähern mit Verbrennungsmotoren; 
2. das Ausklopfen von Kleidern, Teppichen, Matratzen, Läufern und ähnli-

chen Gegenständen; 
3. das Holzhacken, Hämmern, Sägen, Bohren, Schleifen, Fräsen, 

Schreddern. 
 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf landwirtschaftliche und gewerbliche Tä-
tigkeiten. 

 
 

§ 17 
Erlaubnis, Ausnahmen 

 
Die örtliche Ordnungsbehörde kann auf Antrag Ausnahmen von den Bestimmungen 
dieser Verordnung zulassen, wenn die Interessen des Antragstellers die durch die 
Verordnung geschützten öffentlichen und privaten Interessen im Einzelfall nicht nur 
geringfügig überwiegen. 
 
 

§ 18 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

 
1. die allgemeine Verhaltenspflicht gemäß § 2 der Verordnung  
2. die Schutzpflichten hinsichtlich der Verkehrsflächen und Anlagen ge-

mäß § 3 der Verordnung 
3. das Verunreinigungsverbot gemäß § 4 der Verordnung 
4. die Bestimmungen hinsichtlich der Haltung und des Führens von Hun-

den sowie des Kastrations- und Kennzeichnungsgebots für frei laufen-
de Katzen gemäß § 5 der Verordnung 

5. die Regelungen hinsichtlich der Brauchtumsfeuer gemäß § 6 der Ver-
ordnung 

6. das Verbot hinsichtlich des Einfüllen, Abstellens und Liegenlassens von 
Müll gemäß § 7 der Verordnung 
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7. das Reinigungsverbot von Kraftfahrzeugen und anderen Gegenständen 
gemäß § 8 der Verordnung 

8. die Pflicht zum Aufstellen von Wohnwagen, Zelten, Hütten gemäß § 9 
der Verordnung 

9. das Auf- und Abstellverbot für Verkaufswagen gemäß § 10 der Verord-
nung 

10. die Bestimmung hinsichtlich der Benutzung der Anlagen gemäß § 11 
der Verordnung 

11. das Verbot des Fußballspielens, des Alkoholgenusses, des Aufenthalts 
während der Dunkelheit oder des Mitführens von Tieren auf den Kin-
derspielplätzen gemäß § 12 der Verordnung 

12. die Schutzvorkehrungspflicht gemäß § 13 der Verordnung 
13. die Hausnummerierungspflicht gemäß § 14 der Verordnung 
14. das Verbot des unbefugten Werbens und Plakatierens gemäß § 15 der 

Verordnung 
15. das Gebot, die Mittagsruhe einzuhalten, gemäß § 16 der Verordnung  

 
verletzt.  

 
(2) Verstöße gegen die Vorschriften dieser Verordnung können mit einer Geldbu-

ße nach den Bestimmungen des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) 
vom 24. Mai 1968 in der Fassung der ab 01. April 1987 geltenden Bekannt-
machung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I Seite 602), zuletzt geändert durch 
Art. 3 des Elften Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes vom 25. 
August 1998 (BGBl. I Seite 2432)  geahndet werden, soweit sie nicht nach 
Bundes- oder Landesrecht mit Strafen oder Geldbußen bedroht sind.  

 
 

§ 19 
Inkrafttreten, Aufhebung von Vorschriften 

 
(1) Diese Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung in Kraft. 

 
(2) Gleichzeitig tritt die ordnungsbehördliche Verordnung über die Aufrechterhal-

tung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Stadt Porta West-
falica vom 16.12.1992 außer Kraft. 

 
 


